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BESCHLUSS

des

Klagers und Antragsgegners,'

- bevollmachtigt: Rechtsanwilte Peter Koch und Kollegen, -

‘Hoh_enzollernstrai&e 25, 30161 Hannover,
gegen

die Bundesrepublik Deutschland, -
\_/ertreten durch den Vorstand der Deutschen Telekom AG,

Beklagte und Antragstellerin;
wegén Befdrdérung
hat der Hessische Vemaltungégerit:htshof - 1. Senat - durch

Vorsitzenden Richter am He_ss.‘VGH Dr. Dittmann,
Richter am Hess. VGH. Kohistadt,
Richter am Hess. VGH Metzner

am 28. Oktober 2013 beschlossen: -

Der Ahtrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des
Verwaltungsgerichts Kassel vom 17. Januar 2013 - 1 K622/12.KS - wird abge-
lehnt. : o : _ -

Die Beklagte hat die Kosten des Zulassungsverfahrens zu tragen.

~ Der Wert des S'tr_eitgégenstandes,wird fir das Zulassungsverfahren auf
29.862,00 € festgesetzt. o :


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


‘Griinde:

Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist zu]éssig_, jeddch nicht begriindet. Denn mit

. ihm ist ein Grund, der gemaR § 124 Abs. 2 VWGO die Zulassung der Berufung rechtfer-

'tigen kénnte, nicht dargetan. An der Richtigkeit'der erstinstanzlichen Entscheidung be-
- stehen aufgrund des Vorbringens im Zulassungsantrag keine ernstlichen Zweifel im
Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO. Die Meinung der ng[agten, sie misse bei der
Auswahlentscheidung mafigeblich auf das Gesamturteil der dienstlichen Beurteilungen
abstellen, sie kénne und misse die Beurteilung fir die AuswahlentScheidung nicht noch
weiter mhaltllch ausdifferenzieren und sie habe daher dem Klager Beamte mit dem glei- '
chen Gesamturteil, aber hoherem allgemeinen Dlenstalter vorziehen durfen, ist unzutref-
fend, wie das VenNaltungsgerlcht ausflhrlich und richtig dargelegt hat. Erganzend ver-
 weist der Senat lediglich auf sein Urteil-vom 3. Mérz 2010 (- 1 A 286/09 - juris, bestatigt
durch Urteil des BVerwG vom 30. Juni 2011 - 2 C 19.10 - juris). Danach steht fest, dass
sich der Dienstherr nicht auf einen Vergleich der Gesamturteile beschranken darf, son-
dern zu prifen hat, ob Einzelbewertungen in den aktuellen dienstlichen Beur‘teilu'ngeln,
eine differenzierende Prognose Uber die kiinftige Bewé‘ihrung in einem Beféfderungsamt

ermoglichen,

‘ Weiterhin'-macht der Beklagte geltend, der Rechtsstreit sei von grundséitz!icher Bedeu-

| tung im Sinne des § 124 Abs. 2 Nr. 3 VWGO. Er fiihrt aus, im vorliegenden Fall bediirfe
~ die Frage, ob auch bei beurlaubten Beamte auf Beurteilungen zurlickzugreifen sel

'wenn eine Beforderungsauswahlentscheidung zu treffen sei, grundsatzllcher Klarung

‘Dieses Vorbringen rechtfertigt schon deshalb nicht die Zulassung der Berufung, weil

_ sich die von der Beklagten aufgeworfene Ffagé in dem von ihr angestrebten Berufungs-
' \ierfahren nicht stellen wiirde; den'n die Beklagte hat die Streitige Auswah]éntsclhéidung
‘au_'f der Basis vorliegender dienstlicher Beurteilungen getroffen. Im U'brigen ist die auf-

- geworfene _Frage- ohne weiteres zu beantwbrten, ohne dass es hierfiir der Durchfiihrung

eines Berufungsverfalhrens bediirfte. Leistet der Beamte aufgrund der Beurlaubung kei-

nen Dienst, der einer Beurteilung zuganglich ware, so ist die Beurteilung im Wege der

- fiktiven Nachzelchnung zZu ermlttein (VG Frankfurt, Besch[uss vom 8. Marz 2013-9 L

'4388/12.F - juris). Gi|t die Téatigkeit wahrend der Beurlaubung jedoch a[s Dlenst s0 ist

hierdurch auch die Méglichkeit der Beurteilung grundsétzlich eroffnet, und dementspre-
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: chend ist ldie Beu_rteiluhg der Auswahlentscheidung zu Grunde zu legen (vgl. OVG- '
' Nordrhei'n—WestfaIen'- Beschluss vom 15. Mérz 2013 - 1 B 133/13 - juris). |

Da der Antrag auf Zulassung der Berufung erfolglos bleibt hat die Beklagte gemaf&
§ 154 Abs 2 VWGO die Kosten des Zulassungsverfahrens zu tragen.

Die Festsetzung des Streitwertes fir das Z_l,llassungsverfahren beruht auf den §§ 47
‘Abs. 1 und 3, 52 Abs. 1 und 5 Satz 1 Nr. 1 GKG. Der Senat berechnet den Streitwert
‘beziiglich des in das Zulassungsverfahren gelangten Teils des Verwaltungsstreitverfah-

rens e'benso wie das Verwaltungsgericht.

 Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).

Dr. Dittmann _ . Kohlstadt . Metzner



